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Satzung des Kreises Düren 
über die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege 

 
gemäß §§ 23, 24 SGB VIII i.V. m. §§ 21 ff 

Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz) 
 
 
Gemäß § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 646) in der der-
zeit geltenden Fassung und §§ 23, 24, 90 des Sozialgesetzbuches – Achtes Buch 
(SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. 
September 2012 (BGBl. I S. 2022) in der derzeit geltenden Fassung  
sowie den Vorschriften des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz – KiBiz) vom 03. Dezember 2019 (GV. NRW S. 894, ber. 
2020 S. 77) hat der Kreistag in seiner Sitzung vom 20.06.2024 die folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

Präambel 

 
Die Förderung von Kindern in Kindertagespflege erfolgt auf der Grundlage des Sozi-
algesetzbuches – Achtes Buch (SGB VIII) in Verbindung mit dem Gesetz zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) und der hierzu 
ergangenen Rechtsverordnungen.  
Sie umfasst auch die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespfle-
geperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen 
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung, sowie die Ge-
währung einer laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson.  
Das Kreisjugendamt Düren erfüllt diesen gesetzlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
den örtlichen Kooperationspartnern.  
 

§ 1 sachlicher und örtlicher Geltungsbereich 

 
Die Satzung gilt für die Förderung in Kindertagespflege gemäß §§ 23, 24 SGB VIII in 
Verbindung mit dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinder-
bildungsgesetz – KiBiz). 
 
Die örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Kindern, Jugendlichen und ihre Erzie-
hungsberechtigten richtet sich nach dem § 86 SGB VIII.  
 
Die örtliche Zuständigkeit für die Erlaubnis und Meldepflichten betreffend die Kinder-
tagespflegeperson richtet sich nach § 87 a SGB VIII. 
 

§ 2  Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung von Kindertagespflege  

 
Der Kreis Düren fördert die Kindertagespflege im Sinne von §§ 23, 24 SGB VIII. 
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Ein Kind, welches das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Kindertagespfle-
gestelle (oder einer Kindertageseinrichtung). 
   
Ein Kind, welches das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn diese Leistung für seine 
Entwicklung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit geboten ist oder die Erziehungsberechtigten (oder bei Alleiner-
ziehenden der/die Erziehungsberechtigte) 
 

• einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder      
Arbeit suchend sind 

• sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schul- bzw. Hochschul-
ausbildung befinden oder 

•  Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhal-
ten. 

 
Im Sinne einer guten Eingewöhnungsphase kann die Betreuung maximal bis zu vier 
Wochen vor dem Rechtsanspruch beginnen. 
 
Ein Kind, welches das erste Lebensjahr vollendet hat, kann bei besonderem Bedarf 
oder als Ergänzung zur Betreuung in einer Kindertageseinrichtung in Kindertages-
pflege gefördert werden. 
 
Kindertagespflege kann maximal bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres gewährt 
werden. 
  
Die Kindertagespflegeperson muss über eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII      
i. V. m. § 22 des KiBiz verfügen. Ist die Kindertagespflegeperson im Haushalt der An-
tragsteller tätig, ist ihre Geeignetheit gemäß § 23 Abs. 3 SGB VIII festzustellen. 
 

§ 3 Betreuungsumfang 

 
Der Umfang der Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf. 

 
Kinder ab einem Jahr bis zum Schuleintritt können in Kindertagespflege in einem 
Umfang von bis zu 35 Wochenstunden gefördert und betreut werden.  
Kinder ab einem Jahr können wöchentlich bis zu 45 Stunden gefördert und betreut 
werden, wenn beide Erziehungsberechtigte (bzw. der/die Erziehungsberechtigte, bei 
der/dem das Kind lebt) ihren Betreuungsbedarf über 35 Stunden wöchentlich trans-
parent darlegen (z.B. berufsbedingte Abwesenheit). 
 
Besteht für Kinder ab einem Jahr ein wöchentlicher Betreuungsbedarf in Kinderta-
gespflege in Addition zur Betreuungszeit in Kita oder Schule/OGS, so ist dieser Be-
darf von den Eltern bei Antragstellung detailliert dem Jugendamt nachzuweisen. Der 
Betreuungsbedarf wird stundengenau ermittelt und bewilligt. 

 
Sind die wöchentlichen Betreuungsbedarfe in der Kindertagespflege auf Grund der 
Erwerbstätigkeit der Erziehungsberechtigten starken Schwankungen unterworfen 
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(z.B. wegen Schichtdiensten), so wird als wöchentliche Betreuungszeit der Durch-
schnitt aus dem monatlichen Betreuungsumfang ermittelt und bewilligt. 
 

§ 4 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

 
Die Erziehungsberechtigten beantragen schriftlich die Förderung ihres Kindes in der 
Kindertagespflege. Der Antrag muss rechtzeitig vor Beginn des gewünschten Be-
treuungszeitpunktes gestellt werden. Gleichzeitig ist zwischen den Erziehungsbe-
rechtigten und der Kindertagespflegeperson die Ausgestaltung der Betreuung durch 
einen privatrechtlichen Betreuungsvertrag zu regeln. Dieser Vertrag ist dem Antrag in 
Kopie beizufügen. Die Bewilligung der finanziellen Förderung in Kindertagespflege ist 
erst nach Eingang der Antragsunterlagen möglich. Die rückwirkende Bewilligung ei-
ner Förderung ist nicht möglich. 
 
Eine Erhöhung der bewilligten Betreuungsstunden muss schriftlich beantragt werden. 
Die Bewilligung erfolgt frühestens zum 01. des Folgemonats. 
 
Die Beendigung der Betreuung in Kindertagespflege ist dem Kreisjugendamt Düren 
umgehend mitzuteilen. Die Bewilligung der finanziellen Förderung der Kindertages-
pflege wird entsprechend aufgehoben. Zuviel gezahlte Geldleistungen sind zu erstat-
ten.  
 

§ 5 Formen der Kindertagespflege    

(1) Kindertagespflege im Haushalt der Kindertagespflegeperson 

 
Die Kindertagespflege wird von einer geeigneten Kindertagespflegeperson in ihrem 
privaten Haushalt angeboten. Je nach Eignung, Größe und Gestaltung der Räume 
können gem. § 43 SGB VIII und § 22 Kibiz bis zu 5 fremde Kinder gleichzeitig betreut 
werden. Für die Betreuung der Kinder darf nur Wohnraum genutzt werden.  
Die Erlaubnis kann im Einzelfall zur Betreuung von maximal acht bzw. zehn (nur in 
bestimmten Gruppenzusammensetzungen) fremden Kindern erteilt werden. Diese 
Erlaubnis bedarf einer besonderen Prüfung durch das Jugendamt.  
Des Weiteren ist eine schriftliche Einwilligung des Vermieters für die Nutzung des 
Wohnraums als Kindertagespflegestelle einzuholen. 

(2) Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumlichkeiten 

 
Die Betreuung von Kindern im Rahmen der Kindertagespflege kann auch außerhalb 
des Haushalts der Kindertagespflegeperson, in anderen Räumen erfolgen. Dies kön-
nen angemietete Räumlichkeiten, wie Wohnungen oder Ladenlokale sein. Die bau-
rechtlichen Verordnungen und die Bestimmungen des Brandschutzes müssen hier-
bei eingehalten werden. Eine entsprechende Nutzungsänderung ist bei der zuständi-
gen Bauordnungsbehörde des Kreises Düren zu beantragen.  
Werden eigene Kinder/Pflegekinder in der Kindertagespflegestelle mitbetreut, muss 
die in der Pflegeerlaubnis festgelegte Anzahl der Tageskinder entsprechend gekürzt 
werden. Andernfalls ist die Mitbetreuung der eigenen Kinder/Pflegekinder (auch kurz-
fristig oder unregelmäßig) nicht gestattet. 
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(3) Großtagespflegestellen 

 
In einem Zusammenschluss von bis zu drei Kindertagespflegepersonen können ins-
gesamt gleichzeitig neun Kinder betreut werden. Jede dieser Kindertagespflegeper-
sonen bedürfen einer eigenständigen Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege.  
In bestimmten Gruppenzusammensetzungen können in der Großtagespflege bis zu 
fünfzehn Betreuungsverträge abgeschlossen werden, wenn die Voraussetzungen 
des § 22 Abs. 2 Satz 3 Kibiz erfüllt werden, jedoch dürfen auch hier nicht mehr als 
neun Kinder gleichzeitig anwesend sein. 
Werden eigene Kinder/Pflegekinder in der Großtagespflegestelle mitbetreut, muss 
die in der Pflegeerlaubnis festgelegte Anzahl der Tageskinder entsprechend gekürzt 
werden. Andernfalls ist die Mitbetreuung der eigenen Kinder/Pflegekinder (auch kurz-
fristig oder unregelmäßig) nicht gestattet. 
Es ist darauf zu achten, dass jeder Kindertagespflegeperson entsprechend der ge-
schlossenen Betreuungsverträge die Tageskinder persönlich zugeordnet sind. Der 
Kindertagespflegeperson obliegt dementsprechend für diese Kinder die pädagogi-
sche Verantwortung. Das bedeutet, die Aufsichtspflicht, Elterngespräche und Verwal-
tungstätigkeiten sind von der vertraglich zugeordneten Kindertagespflegeperson 
wahrzunehmen.   
Die Betreuung von Kindern in einer Großtagespflegestelle sollte im Erdgeschoß statt-
finden. Eine Nutzungsänderung ist analog zu § 5 Abs. 2 zu beantragen, die Bestim-
mungen des Brandschutzes und der Lebensmittelhygiene sind einzuhalten.  
    

(4) Kindertagespflege im Haushalt der Erziehungsberechtigten 

 
Erfolgt die Kindertagespflege im Haushalt der Erziehungsberechtigten, ist von einem 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis auszugehen und die Erziehungsbe-
rechtigten stehen als Arbeitgeber in der Pflicht, Lohnsteuer und Sozialversicherungs-
beiträge zu berechnen und an die zuständigen Stellen abzuführen (gesetzliche Ren-
tenversicherung, gesetzliche Krankenversicherung, gesetzliche Pflegeversicherung 
und Arbeitslosenversicherung).  
Nach entsprechender Vereinbarung zwischen Erziehungsberechtigten, Kindertages-
pflegeperson und Jugendamt wird die lfd. Geldleistung im Rahmen einer Abtretungs-
erklärung durch die Kindertagespflegeperson direkt an die Erziehungsberechtigten 
ausgezahlt. 
Die lfd. Geldleistung seitens des Jugendamtes berechnet sich pro Stunde nach dem 
Förderleistungsbetrag zuzüglich einer Stunde pro Woche für Bildungs-und Dokumen-
tationsarbeit.  
 

§ 6 Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege (Pflegeerlaubnis)  

 
Gemäß § 43 Abs. 1 SGB VIII benötigt die Kindertagespflegeperson eine Erlaubnis 
zur Ausübung der Kindertagespflege, wenn ein Kind oder mehrere Kinder 
 

• außerhalb des Haushaltes der Erziehungsberechtigten 

• während eines Teils des Tages 

• mehr als 15 Stunden wöchentlich 

• gegen Entgelt  
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• länger als drei Monate 
 

betreut werden.  
 
Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege ist 
gem. § 87 a Abs. 1 SGB VIII das Jugendamt, in dessen Bereich die Kindertagespfle-
geperson ihre Tätigkeit ausübt.  
 
Eine Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege ist zu erteilen, wenn die Kinder-
tagespflegeperson gem. § 23 Abs. 3 SGB VIII und gem. § 43 Abs. 2 SGB VIII für die-
se Tätigkeit geeignet ist. Die Erlaubnis wird für die Dauer von fünf Jahren befristet 
erteilt. 
 

(1) Eignungsvoraussetzungen der Kindertagespflegeperson 

 
Geeignet sind Personen, die sich durch 
 

• Persönlichkeit, 

• Sachkompetenz und 

• Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten sowie anderen  
Kindertagespflegepersonen auszeichnen, 

• über kindgerechte Räumlichkeiten, 

• vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege 
und 

• über ausreichend deutsche Sprachkenntnisse (in Wort und Schrift) im Ni-
veau B2 nach dem europäischen Referenzrahmen für Sprache verfügen, 
um ihren Bildungs- und Förderauftrag gemäß § 22 Abs. 3 SGB VIII i.V.m.  
§ 19 KiBiz sicherstellen zu können. Ein entsprechender Nachweis ist auf 
Nachfrage dem Jugendamt vorzulegen. 
Sollten die Sprachkenntnisse trotz Vorlage eines B2 Nachweises bei der 
Überprüfung als nicht ausreichend eingestuft werden, muss die Kinderta-
gespflegeperson geeignete Maßnahmen treffen (z.B. den Besuch eines 
Sprachkurses), um ihre Sprachkenntnisse auf das erforderliche Niveau an-
zuheben.   

 
Im Wesentlichen werden bei der Eignungsfeststellung, in Anlehnung an die Empfeh-
lungen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ 
„Handbuch Kindertagespflege“) folgende Kriterien berücksichtigt: 
 
Persönliche Sachkompetenz: 
 

• Erfahrung und Freude an der Arbeit mit Kindern 

• glaubhafte Motivation zur Betreuung, Bildung und Erziehung 
• liebevoller Umgang mit Kindern und Einfühlungsvermögen 

• Verzicht auf körperliche und seelische Gewaltanwendung, kein Über-
schreiten körperlicher/sexueller Grenzen 

• Kooperationsfähigkeit insbesondere mit Erziehungsberechtigten, anderen 
Kindertagespflegepersonen, Trägern und dem Jugendamt 
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• psychische und physische Belastbarkeit, Zuverlässigkeit, Verantwortungs-
bewusstsein, Organisationsfähigkeit 

• Interesse an und aktive Auseinandersetzung mit Fachfragen 
• Bereitschaft zur Qualifikation (Grundqualifikation und begleitende Maß-

nahmen, Fortbildung) 

• Reflexionsfähigkeit, insbesondere in herausfordernden Erziehungssituati-
onen mit Blick auf den Erziehungsstil und das pädagogische Handeln 

• Bereitschaft zur Wahrnehmung von Fortbildungsangeboten im Rahmen 
von mindestens 12 Stunden (bzw. 16 Unterrichtseinheiten) jährlich 

• professioneller Umgang mit Nähe und Distanz zu Erziehungsberechtigten 
und den betreuten Kindern 

 

(2) Feststellung der Eignung einer angehenden Kindertagespflegeperson 

 
Vor Beginn der Tätigkeit als Kindertagespflegeperson erfolgt eine Überprüfung der 
Eignung gemäß der unter § 6 Abs. 1 genannten Voraussetzungen.  
Im Prozess der Eignungsfeststellung arbeitet das Kreisjugendamt Düren eng mit ih-
ren örtlichen Kooperationspartnern (Bildungsträger / freie Träger der Jugendhilfe: die 
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Düren e.V., der Verein Dürener Tagesmütter und –
väter – Zusammenschluss von Eltern und Tageseltern e.V. sowie das Katholische 
Forum für Erwachsenen und Familienbildung Düren – Eifel) zusammen. 
 
Der Prozess der Eignungsfeststellung erfolgt nach einem festen Ablaufschema. 
 

1. Erstgespräch bei einem der drei Kooperationspartner 
 

Wendet sich ein/eine Bewerber*in an einen der ortsansässigen Kooperationspartner, 
führt dessen Fachberatung zunächst ein persönliches Gespräch mit diesem/dieser   
Bewerber*in und nimmt eine erste Eignungseinschätzung vor.  
Verläuft dieses Erstgespräch positiv, verweist der freie Träger den/die Bewerber*in 
an die Fachberatung des Kreisjugendamtes Düren zum Clearing-Gespräch.  
 

2. Clearing-Gespräch beim Kreisjugendamt Düren 
 

Das Clearing-Gespräch ist ein vertieftes, persönliches Gespräch zwischen dem/der 
Bewerber*in und der Fachberatung des Kreisjugendamtes Düren, bei der die Fach-
beratung insbesondere die erzieherische Haltung, sowie die persönlichen Eigen-
schaften des/der Bewerber*in überprüft bzw. einschätzt. 
Bei positiver Einschätzung stellt die Fachberatung des Kreisjugendamtes dem/der 
Bewerber*in eine schriftliche Bestätigung zur Vorlage beim Bildungsträger aus, um 
an der QHB-Qualifizierung teilnehmen zu können.   
 

3. Teilnahme an der QHB-Qualifizierung: 

 

Nach positiver Ersteinschätzung nimmt der/die Bewerberin an einer Qualifizierungs-
maßnahme gemäß dem QHB (Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege) bei ei-
nem Bildungsträger teil und absolviert dort die tätigkeitsvorbereitende Grundqualifi-
zierung im Umfang von 160 Unterrichtseinheiten (siehe § 6 Abs. 4). 
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Nach erfolgreichem Abschluss wendet sich der/die Teilnehmer*in an das Kreisju-
gendamt Düren, um die erste Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege (Pfle-
geerlaubnis) zu beantragen.  
 

(3) Beantragung der Pflegeerlaubnis 

 
Der/die Teilnehmer*in stellt beim Kreisjugendamt Düren einen schriftlichen Antrag 
auf Erteilung der Pflegeerlaubnis.  
Da der Prozess der Erlaubniserteilung zeitintensiv und von mehreren Faktoren (z.B. 
der Nutzungsänderung) abhängig ist, muss der Antrag frühzeitig gestellt werden.   
Dem Antrag müssen die unter § 6 Abs. 4 bis 8 aufgeführten Dokumente beigefügt 
werden.  
Im Prozess der Pflegeerlaubnisbeantragung führt die Fachberatung des Jugendam-
tes einen Hausbesuch mit Abnahme der Räumlichkeiten durch, die zur Kinderbe-
treuung genutzt werden sollen. Hierbei werden u.a. die unter § 6 Abs. 9 genannten 
Kriterien der Räumlichkeiten berücksichtigt. Liegen alle genannten Voraussetzungen 
vor, kann das Kreisjugendamt Düren die Erlaubnis zur Ausübung der Kindertages-
pflege erteilen. 
 

(4) Qualifikationsnachweis 

 
Die Kindertagespflegeperson verfügt über eine sozialpädagogische Ausbildung, Er-
fahrung in der Kleinkindbetreuung und mindestens 80 Unterrichtseinheiten aus der 
QHB-Qualifizierung als Nachweis über vertiefte Kenntnisse in der Kindertagespflege 
oder weist eine Qualifizierungsmaßnahme entsprechend dem Qualifizierungshand-
buch Kindertagespflege (QHB) nach. Die Qualifizierung nach dem Qualifizierungs-
handbuch Kindertagespflege (QHB) umfasst 300 Unterrichtseinheiten (160 Unter-
richtseinheiten tätigkeitsvorbereitend und 140 Unterrichtseinheiten tätigkeitsbeglei-
tend), 140 Selbstlerneinheiten, sowie zwei Praktika a 40 Stunden in einer Kinderta-
geseinrichtung mit Schwerpunkt U3 und in einer Kindertagespflegestelle. 
Damit Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger die Qualifikationsvoraussetzungen für 
eine Erlaubnis zur Kindertagespflege erfüllen, ist neben dem Berufsabschluss mit 
ausgewiesener Kindertagespflegegrundqualifikation die Teilnahme an dem tätig-
keitsbegleitenden Abschnitt des QHB im Umfang von 140 Unterrichtseinheiten 
(„160+“ Kurs) erforderlich. 
 
Die Teilnahme an allen QHB-Modulen zum Thema „Kinderrechte und Kinderschutz“ 
ist verpflichtend.  
 
Eine Kindertagespflegeperson, die ein behindertes oder von einer Behinderung be-
drohtes Kind betreut, soll über eine zusätzliche Qualifikation zur Betreuung von Kin-
dern mit oder mit drohender Behinderung verfügen oder mit einer solchen zum Zeit-
punkt der Betreuung begonnen haben. Sie ist verpflichtet, ein Gewaltschutzkonzept 
vorzuhalten. 
 
Nach erfolgreicher Teilnahme an der tätigkeitsvorbereitenden Grundqualifizierung 
oder dem Nachweis der Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger über die ausgewiese-
ne Qualifikation in der Kindertagespflege sowie einer positiven Eignungsfeststellung, 
erhält die Kindertagespflegeperson entsprechend der Empfehlung des Deutschen 
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Jugendinstitutes (DJI) eine Erlaubnis zur Kindertagespflege mit der Auflage, inner-
halb eines Jahres die tätigkeitsbegleitende Grundqualifizierung im Umfang von 140 
Unterrichtseinheiten aufzunehmen.  
 

(5) Polizeiliches Führungszeugnis nach § 30a BZRG 

 
Ein polizeiliches Führungszeugnis nach § 30a BZRG ist von der Kindertagespflege-
person alle fünf Jahre  
 
• für sie selbst, für alle Jugendlichen (ab vierzehn Jahren) und Erwachsenen, die 

im Haushalt der Kindertagespflegeperson leben, in dem die Kinder betreut wer-
den sollen,  

• für alle Personen, die sich im Haushalt der Kindertagespflegeperson regelmäßig 
aufhalten, oder 

• für alle Personen, die sich während der Betreuungszeiten regelmäßig in anderen 
geeigneten Räumen aufhalten, in denen die Kinder betreut werden,  
 

vorzulegen. 
 

(6) Ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung 

 
Eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung zwecks Ausübung der Kindertages-
pflege ist alle zwei Jahre von der Kindertagespflegeperson 
 

• für sie selbst und für alle im Haushalt der Kindertagespflegeperson lebenden 
Personen, in dem die Kinder betreut werden sollen, 

• für alle Personen, die sich regelmäßig im Haushalt der Kindertagespflegeperson 
aufhalten, oder 

• für alle Personen, die sich während der Betreuungszeiten regelmäßig in anderen 
geeigneten Räumen aufhalten, in denen die Kinder betreut werden, 

 
ohne weitere Aufforderung in aktueller Ausführung vorzulegen. 

 
Von Kindertagespflegepersonen, die nach 1970 geboren sind, ist durch einen Impf-
ausweis bzw. ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, dass eine Immunität gegen Ma-
sern vorliegt oder aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft wer-
den kann.  
 

(7) Teilnahmenachweis Erste-Hilfe-Kurs 

 
Die Kindertagespflegeperson weist die Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs für 
Säuglinge und Kleinkinder nach. Die Teilnahme ist alle zwei Jahre zu wiederholen 
und der entsprechende Nachweis ist dem Jugendamt vorzulegen.  
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(8) Sonstige einzureichende Dokumente 

 
Außer den o.g. Unterlagen müssen dem Antrag auf Erteilung der Pflegeerlaubnis  

• eine aktuelle pädagogische Konzeption gemäß § 17 KiBiz sowie 

• eine Bestätigung der zuständigen Bauordnungsbehörde des Kreis Dürens 
über die genehmigte Nutzungsänderung in anderen geeigneten Räumen (sie-
he § 5 Abs. 2 und 3) 
 

beigefügt werden. 
 

(9) Kindgerechte Räumlichkeiten  

 
In Anlehnung an die Empfehlungen des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration (MKFFI), der „Handreichung Kindertagespflege in Nordrhein-
Westfalen“, sollen die Räume, in denen Kindertagespflege ausgeübt wird, folgende 
Kriterien aufweisen:  
  

• sauber, hell, freundlich und ansprechend gestaltete Räumlichkeiten 

• ausreichend Platz für Bewegung, Spiel, Rückzug (z.B. Mittagsschlaf, Haus-
aufgaben)  

• angemessene Räume und Spielmaterialien, um entwicklungsfördernde Erfah-
rungen zu ermöglichen 

• unfallverhütend und den hygienischen Erfordernissen entsprechend 

• ausgestatteter Wickelplatz 
 
Die Empfehlungen der Unfallkasse NRW sind bei Wahl und Ausstattung der Räum-
lichkeiten zu berücksichtigen. 
 
Gemäß § 12 KiBiz ist das Rauchen, in den Räumen, die für die Betreuung von Kin-
dern in Kindertagespflege bestimmt sind, nicht gestattet. 
 

(10) Fortbildungen 

 
Zur Sicherung und Weiterentwicklung der pädagogischen Qualität in der Kinderta-
gespflege sind Kindertagespflegepersonen gem. § 21 Abs. 3 KiBiz verpflichtet, sich 
jährlich fortzubilden.  
Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, bis spätestens zum 31. Juli jeden Ka-
lenderjahres die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung bzw. mehreren Fort-
bildungsveranstaltungen im Umfang von insgesamt mindestens 12 Stunden bzw. 16 
Unterrichtseinheiten für den vorangegangenen Zeitraum vom jeweils 01.08. bis ein-
schließlich 31.07. nachzuweisen.  
 

(11) Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

  
Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gefährdungen ihres Wohls gehört 
zum grundsätzlichen Auftrag aller Personen, die in der Kinder- und Jugendhilfe tätig 
sind. Durch das im Juni 2021 in Kraft getretene Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
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wurde in § 8a der neue Absatz 5 eingefügt und klargestellt, dass auch Kindertages-
pflegepersonen durch den Abschluss von Vereinbarungen mit dem Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe in den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung einzubeziehen 
sind. Demnach haben alle Kindertagespflegepersonen die entsprechende Vereinba-
rung nach § 8a SGB VIII mit dem Amt für Kinder, Jugend und Familie abzuschließen. 
Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, die dort festgelegten Verfahrensweisen 
bei Anzeichen einer Kindeswohlgefährdung einzuhalten.  
  
Alle zwei Jahre muss die Kindertagespflegeperson eine Präventionsschulung besu-
chen, um ihr Wissen im Kinderschutz aufzufrischen. Die Teilnahme an den Präventi-
onsschulungen ist mit der Beantragung einer erneuten Pflegeerlaubnis nachzuwei-
sen.  
 

(12) Vernetzung mit anderen Kindertagespflegestellen                

 
Neben der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen ist die Kindertagespflegeper-
son verpflichtet, jährlich an zwei Vernetzungstreffen der Kooperationspartner im Be-
reich der Kindertagespflege teilzunehmen. Die Teilnahme an diesen Treffen wird der 
Kindertagespflegeperson mit zwei Unterrichtseinheiten pro Treffen als Fortbildung 
angerechnet. 
 

(13) Beobachtung und Dokumentation                                    

 
Grundlage zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages ist eine regelmäßige 
alltagsintegrierte wahrnehmende Beobachtung des Kindes. Ziel ist hierbei insbeson-
dere die individuelle, stärkenorientierte und ganzheitliche Förderung eines jeden Kin-
des. So sieht das Kinderbildungsgesetzt auch im Bereich der Kindertagespflege ei-
nen Beobachtungs- und Dokumentationsauftrag vor (§ 18 KiBiz). 
Die erste Dokumentation soll spätestens nach sechs Monaten schriftlich festgehalten 
werden. In den sogenannten Entwicklungsgesprächen einmal im Jahr soll die Ent-
wicklungs- und Bildungsdokumentation mit den Erziehungsberechtigten besprochen 
werden. Bei Beendigung des Betreuungsverhältnisses ist sie den Erziehungsberech-
tigten auszuhändigen. Die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation setzt die 
schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechtigten voraus.  
 

(14) Aufhebung/Widerruf/Rücknahme der Pflegeerlaubnis  

 
Entstehen nach Aufnahme der Kindertagespflegetätigkeit Zweifel an der Eignung ei-
ner Kindertagespflegeperson oder an den genutzten Räumen oder liegen Anhalts-
punkte für eine Nicht-Eignung vor, leitet das Jugendamt in Kooperation mit dem zu-
ständigen Kooperationspartner einen Beratungs- und Entwicklungsprozess ein, ggfs. 
werden Auflagen erteilt. Die für die Eignungsprüfung und mögliche Entscheidung zur 
Nicht-Eignung wesentlichen Beobachtungen, Tatsachen und Bewertungen müssen 
dokumentiert werden. Kommt das Jugendamt nach Prüfung zu dem Ergebnis, dass 
die Eignung nicht mehr besteht, so wird die Kindertagespflegeerlaubnis nach Maß-
gabe der gesetzlichen Bestimmungen (§§ 45, 47, 48 SGB X) aufgehoben. 
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§ 7 Mitteilungspflichten 

 
Die Kindertagespflegeperson und die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, dem 
Kreisjugendamt Düren alle Änderungen, die das Kindertagespflegeverhältnis betref-
fen, sowie Ausfall- und Schließzeiten schriftlich mitzuteilen. Wird der Mitwirkungs-
pflicht nicht entsprochen, kann die Förderung der Kindertagespflege rückwirkend 
eingestellt und die laufende Geldleistung zurück gefordert werden. 
 
Das Vorgenannte gilt vor allem in Bezug auf: 
 

• Änderung der monatlichen Betreuungszeit 

• einen Wohnortwechsel 

• die Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

• Mitteilung der Schließzeiten bis spätestens 31.01. des laufenden Jah-
res  

• Mitteilung bei Ausfall der Kindertagespflegeperson ab dem ersten Tag  

• Mitteilung bei sonstigen Gründen einer Schließung  
 

Gemäß § 43 Abs. 3 Satz 6 SGB VIII sind Kindertagespflegepersonen verpflichtet, 
dem zuständigen Jugendamt von sich aus wichtige Ereignisse mitzuteilen, die für die 
Betreuung des Kindes/der Kinder bedeutsam sind. Dies sind beispielsweise 
       

• ein Wechsel der Räumlichkeiten, in denen die Kindertagespflege statt-
findet 

• ein Zusammenschluss mit anderen Kindertagespflegepersonen 

• die Aufnahme einer weiteren Erwerbstätigkeit neben der Betreuung von 
Kindern in Kindertagespflege 

• die Geburt eines Kindes der Kindertagespflegeperson 

• schwere Erkrankungen / Behinderungen der Kindertagespflegeperson 

• Erkrankungen oder Krankheitsfälle im persönlichen / familiären Umfeld 
der Kindertagespflegeperson, sofern die Kindertagespflegeperson im 
eigenen Haushalt betreut  

• Unfälle von Tageskindern, die ebenfalls der Landesunfallkasse (LUK) 
zu melden sind 

• akute Krisen (z.B. bei Trennung, Scheidung, Strafverfahren, Tod des 
Partners etc.) in der Familie der Kindertagespflegeperson 

• Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung (Vernachlässigung, kör-
perliche Misshandlung, seelische Misshandlung, häusliche Gewalt, sex. 
Missbrauch) entsprechend § 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefährdung 

• die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27 ff. SGB VIII 
in der Familie der Kindertagespflegeperson 

• Einzug neuer Personen (z.B. Lebenspartner/in) in den Haushalt der 
Kindertagespflegeperson 

 

§ 8 Vertretungsregelung 

 
Der Kreis Düren hält für krankheitsbedingte und unplanbare Ausfälle einer Kinderta-
gespflegeperson, die im Kreis Düren tätig ist und Kinder aus dem Zuständigkeitsbe-
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reich des Kreisjugendamtes Düren betreut, eine Vertretungsregelung in Form des 
Stützpunktmodells vor. Im Vertretungsstützpunkt sind bis zu zwei Kindertagespflege-
personen tätig. Im Vertretungsfall findet die Betreuung der Kinder im Vertretungs-
stützpunkt statt. Im Ausnahmefall kann die Vertretung in den Räumlichkeiten der ko-
operierenden Kindertagespflegeperson stattfinden, sofern diese in anderen geeigne-
ten Räumen tätig ist.  
In Zeiten, in denen keine Vertretung stattfindet, erfolgt Bindungsarbeit, d.h. die im 

Stützpunkt tätigen Kindertagespflegepersonen besuchen reihum die kooperierenden 

Kindertagespflegestellen und lernen dort Kinder, Erziehungsberechtigte und die ge-

wohnten Tagesabläufe kennen, um im Krankheitsausfall der regulären Kindertages-

pflegeperson direkt an deren regelmäßige Arbeit anknüpfen zu können.  

Der Bindungsaufbau ist unabdingbar, um eine vertrauensvolle Vertretung für Kinder 

und Erziehungsberechtigte anbieten zu können. 

 

Grundsätzlich sind geplante Urlaubszeiten der Kindertagespflegepersonen mit den 

Erziehungsberechtigten abzusprechen. Sollten die Erziehungsberechtigten nach-

weisbar keinen Urlaub in den benannten Zeiten genehmigt bekommen, kann eine 

Urlaubsvertretung übernommen werden. 

 
Des Weiteren kann in Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson eine Vertretung 
durch eine andere, den Erziehungsberechtigten und Kindern bekannte Kindertages-
pflegeperson, geleistet werden. Die Erziehungsberechtigten müssen einen entspre-
chenden formlosen Antrag auf Übernahme der Vertretungskosten beim Jugendamt 
stellen. 
Die tatsächlichen Betreuungszeiten im Rahmen der Vertretung sind durch einen Be-
treuungsnachweis zu dokumentieren (siehe § 9 Abs. 6). 
 

§ 9 Gewährung von Geldleistungen an die Kindertagespflegeperson 

 
Die Kindertagespflegeperson erhält für die Betreuung von Kindern in Kindertages-
pflege laufende Geldleistungen durch das Kreisjugendamt Düren, soweit sie im Be-
sitz einer gültigen Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII ist oder die Geeignetheit nach 
§ 23 Abs. 3 SGB VIII festgestellt wurde. 
 
Die Förderung wird befristet bis zum Ende des Kindergartenjahres gewährt. Eine An-
schlussförderung kann auf Antrag gewährt werden. 

(1)   Betreuungsentgelt  

 
Die monatliche Auszahlung des Betreuungsentgeltes an die Kindertagespflegeper-
son erfolgt für den Betreuungsmonat rückwirkend jeweils bis zum 15. des darauffol-
genden Monats auf Grundlage der mit Bescheid des Jugendamtes bewilligten wö-
chentlichen Betreuungsstunden. 
 
Bei regelmäßiger Unter- oder Überschreitung der vereinbarten Betreuungszeit (län-
ger als 4 Wochen) muss eine Abänderung der bewilligten Betreuungsstunden beim 
Jugendamt durch die Erziehungsberechtigten beantragt werden.  
Kurzfristige Veränderungen der wöchentlichen Betreuungszeit im Rahmen eines 
10% Korridors bleiben unberücksichtigt (bis zu vier Wochen). 
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(2)   Stundensatz (Sachkostenpauschale und Förderleistung) 

 
Die Kindertagespflegeperson erhält für jedes betreute Tageskind ab 01.08.2024 eine 
Vergütung in Höhe von 5,50 € je Stunde.  
Dieser Stundensatz setzt sich zusammen aus der pauschalen Erstattung von Sach-
kosten in Höhe von 1,44 € sowie der pauschalen Anerkennung der Förderleistung 
in Höhe von 4,06 €. 
 
Sachkosten 

 
Zum Sachaufwand gehören: 
 

• Raumkosten 

• der auf das Kind bezogene Hygiene- und Wäscheaufwand  

• die Kind bezogenen Sachkosten, z.B. Spielzeug, Spiel- und Sportgeräte, Spiel 
und Beschäftigungsmaterialien, Kinderbücher etc. 

• Einrichtungsgegenstände 

• Erhaltungsaufwand (Schönheitsreparaturen) 

• Verwaltungskosten 

• Fortbildungskosten 

• Versicherungen 

• Fahrtkosten 

 
Eine Überprüfung der Angemessenheit des Sachkostenbetrages erfolgt jährlich und 
die Höhe wird bei Bedarf zum 01.08. des laufenden Jahres angepasst. 
 
Nicht verbrauchte Sachleistungen sollen als Rücklage angespart werden. Nicht 
zweckentsprechend verwendete Sachleistungen erhöhen das mtl. Einkommen der 
Kindertagespflegeperson. 
 

Förderleistung 

 
Ab dem 1.08.2025 erfolgt eine jährliche Erhöhung des Förderleistungsbetrages ana-
log der Kindpauschale lt. § 37 KiBiz maximal jedoch bis 4%.  
 
 
Berechnung der laufenden Geldleistung 
 
Die Höhe der laufenden Geldleistungen wird auf Grundlage der vereinbarten wö-
chentlichen Betreuungszeit zuzüglich eine Stunde pro Woche für Bildungs- und Do-
kumentationsarbeit berechnet. Hierzu findet eine Umrechnung auf den monatlichen 
Betreuungsumfang statt ((vereinbarte wöchentliche Betreuungszeit + eine Stunde 
Bildungs-und Betreuungsarbeit) * 4,33 Wochen (52 Wochen / 12 Monate= 4,33)).  
Die sich hierdurch ergebenden Stunden werden mit den Stundensätzen für den 
Sachkostenanteil und den Förderleistungsbetrag multipliziert. Für anteilige Monate 
erfolgt eine kalendertägliche Berechnung. Hierbei wird die wöchentliche Betreuungs-
zeit durch fünf Tage geteilt. Der wöchentliche Anteil für mittelbare Bildungs- und Be-
treuungsarbeit wird  pro Tag mit 1/5 berechnet. 
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(3) Pauschale für mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit (pädagogische Vor- und 
Nachbereitung) 

 
Die Kindertagespflegeperson erhält ab 01.08.2024 für jedes von ihr betreute Kind ei-
nen wöchentlichen Pauschalbetrag für die Vor- und Nachbereitung ihrer pädagogi-
schen Arbeit im Wert einer Betreuungsstunde in Höhe von 5,50 €. 
Eine Anpassung des Stundensatzes erfolgt ab 01.08.2025 analog der Anpassung 
zum 1.8. wie unter Punkt  § 9 Abs. 2 beschrieben. 
 

(4)  Kinder mit erhöhtem Förderbedarf  

 
Betreut eine Kindertagespflegeperson mit entsprechender Qualifizierung ein Kind mit 
Behinderung oder ein Kind, welches von einer wesentlichen Behinderung bedroht ist 
(§ 99 Abs. 3 SGB IX), so belegt dieses Kind zwei Betreuungsplätze.  
 
Für die Betreuung eines Kindes mit (drohender) Behinderung erhält die Kindertages-
pflegeperson die bis zu 3,5-fache Pauschale des Förderleistungsbetrages und den 
einfachen Sachkostenanteil unter den folgenden Voraussetzungen: 
 
1. die Feststellung einer wesentlichen Beeinträchtigung oder (drohenden)  

Behinderung gem. § 99 Abs. 1 bis 3 SGB IX, 
2. die Kindertagespflegeperson verfügt über eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII und   
     eine Konzeption gemäß § 17 KiBiz liegt vor,  
3. die Kindertagespflegeperson verfügt über eine spezifische Qualifizierung zur Be-

treuung von Kindern mit (drohender) Behinderung, 
4. Förderbedarf, Maßnahmen und Ziele werden gemeinsam mit den Erziehungsbe-

rechtigten und der zuständigen Stelle festgelegt, 
5. die Kindertagespflegeperson hält ein Gewaltschutzkonzept vor. 
 
Eine Erhöhung des Stundensatzes erfolgt analog der Anpassung zum 01.08. wie un-
ter § 9 Abs. 2 beschrieben. 
 

(5)  Laufende Geldleistung während der Eingewöhnungsphase 

 
Ab dem 01.08.2024 wird die laufende Geldleistung ab dem ersten Betreuungstag im 
Umfang der bewilligten Betreuungsstunden gewährt. 
Die Eingewöhnungsphase soll zusammenhängend erfolgen. Sie richtet sich nach 
dem in der Konzeption beschriebenen Eingewöhnungsmodell der Kindertagespfle-
geperson sowie dem Lebensalter und der individuellen Situation des Kindes. 
 
Auf die Eingewöhnungszeit darf aus pädagogischer Sicht nicht verzichtet werden. 
Diese ist essentiell für die Ablösung des Kindes vom Elternhaus und für den Einstieg 
in die Fremdbetreuung. Kinder benötigen einen gewissen Zeitraum, um sich an die 
neue Umgebung und die neuen Bezugspersonen zu gewöhnen. Jedes Kind benötigt 
hierbei unterschiedlich viel Zeit. Manche Kinder sind bereits nach zwei Wochen ein-
gewöhnt, andere benötigen mehrere Monate.  
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Die Erziehungsberechtigten sollen daher im Vorfeld unbedingt ausreichend Zeit für 
die Eingewöhnung einplanen, da andernfalls der Übergang in die Kindertagesbetreu-
ung scheitern kann. Schlimmstenfalls kann eine zu abrupte Trennung von den Erzie-
hungsberechtigten beim Kind traumatische Auswirkungen haben. 
 

(6) Geldleistung für Vertretungen 

 
Die Vertretungsperson erhält für den zu vertretenden Zeitraum nach Vorlage des Be-
treuungsnachweises eine Geldleistung für die tatsächlichen Stunden,  basierend auf 
Grundlage des Förderleistungsbetrages. Ein Sachkostenanteil wird berücksichtigt, 
sofern das zusätzlich zu betreuende Kind in Vertretung einen nicht finanzierten Be-
treuungsplatz innerhalb der Kindertagespflege- bzw. Großtagespflegestelle belegt. 
 

(7) Mietzuschuss 

 
Findet Kindertagespflege außerhalb des Haushaltes der Kindertagespflegeperson in 
ausschließlich zu diesem Zweck angemieteten Räumlichkeiten statt, wird zusätzlich 
zu der bereits in den Sachkosten enthaltenen Raumkostenpauschale eine weitere 
Nutzungsentschädigung für die Kaltmiete gemäß Mietvertrag durch das Jugendamt 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel übernommen. 
Die Höchstgrenze beträgt hierbei bei einer Einzelanmietung bis zu 500,00 € sowie 
bei Anmietung einer Großtagespflegestelle bis zu 900,00 € monatlich. 
Zusätzlich werden die Nebenkosten bei einer Einzelanmietung bis zu 100,00 € bzw. 
bei einer Großtagespflegestelle bis zu 150,00 € monatlich bezuschusst. 
 
Mit dieser Regelung erfolgt keine Förderung des Eigentums. Demnach sind Objekte, 
die im Eigentum der Kindertagespflegeperson, deren Ehepartner/in oder einer Per-
son, mit der die Kindertagespflegeperson in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, von der 
Mietkostenförderung ausgeschlossen, sofern die Räumlichkeiten nicht auf dem 
Wohnungsmarkt zur Verfügung gestellt werden können. Dies wäre beispielsweise 
der Fall, wenn die Kindertagespflegeperson die Betreuungsräume auch privat nutzt 
(z.B. Küche, Wohnzimmer, etc.). 
Kindertagespflegepersonen, die vorübergehende Auszeiten (länger als einen Monat) 
in Anspruch nehmen möchten, erhalten in dieser Zeit keinen Mietzuschuss. 
 

(8)     Urlaub und Krankheit der Kindertagespflegeperson 

 
Für den Zeitraum 01.08.2024 bis 31.12.2024 gelten die Vorgaben analog der Richtli-
nien  vom 01.08.2020. Demnach kann das Betreuungsentgelt für bis zu fünfzehn Ta-
ge Urlaub vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 weitergezahlt werden. 
Zusätzlich erhält die Kindertagespflegeperson bei Betreuungsausfall durch eine Er-
krankung ihrerseits eine Fortzahlung des Betreuungsentgelts für einen Zeitraum von 
fünf Tagen für das Jahr 2024. Hierzu ist dem hiesigen Jugendamt ab dem ersten Tag 
der Krankheit eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen. 
 
Ab dem 01.01.2025 wird das Betreuungsentgelt an die Kindertagespflegeperson ka-
lenderjährlich pauschal für 27 Abwesenheitstage weitergezahlt, unabhängig davon, 
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ob es sich um Urlaubs- oder Krankheitstage handelt. Auch Abwesenheitstage für die 
Wahrnehmung von Fortbildungen sind hierin enthalten.  
Bei der Urlaubsplanung für das laufende Jahr sollen eventuell anfallende Krankheits-
tage Berücksichtigung finden. 
Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, Abwesenheitstage, insbesondere 
Krankheitstage, ab dem ersten Tag mitzuteilen. 
Gesetzliche Feiertage, die auf einen Wochentag fallen, sind betreuungsfrei und wer-
den nicht als Urlaubstage angerechnet. Nicht in Anspruch genommene Abwesen-
heitstage sind nicht auf das nächste Jahr übertragbar.  

 
Im Interesse des Kindeswohls sollte die Kindertagespflegepersonen und die Erzie-
hungsberechtigten gem. § 23 Abs. 2 S. 2 KiBiz Urlaub und anderweitig abzusehende 
Ausfallzeiten in der Betreuung rechtzeitig miteinander abstimmen, um Anlässe zur 
Ersatzbetreuung gering zu halten. 
 

(9)     Fortzahlung bei Abwesenheit der betreuten Kinder 

 
Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, die tatsächliche Anwesenheit des Ta-
geskindes mithilfe eines geeigneten Dokumentationsverfahrens (z.B. Gruppentage-
buch) zu erfassen. Auf Nachfrage ist die Dokumentation dem Jugendamt vorzulegen. 
Sie ist nach Ablauf des Betreuungsvertrages noch für einen Zeitraum von mindes-
tens zwei Jahren nach Ausscheiden des jeweiligen Kindes aufzubewahren und auf 
Verlangen dem Jugendamt vorzulegen. Die Dokumente sind gesondert aufzubewah-
ren und während der Aufbewahrung vor Fremdzugriff zu schützen. 
 
Krankheits- bzw. Urlaubstage der zu betreuenden Kinder sind zu notieren (z.B. im 
Gruppentagebuch) und werden zusammenaddiert für 30 Betreuungstage pro Kalen-
derjahr fortgezahlt. Darüber hinaus gehende Fehlzeiten, an denen keine Betreuung 
vorgenommen wird, werden pro nicht geleistetem Betreuungstag in Abzug gebracht. 
Des Weiteren kann in begründeten Ausnahmefällen (beispielsweise Erkrankung des 
Kindes)  die Geldleistung nach Vorlage entsprechender Nachweise bis insgesamt 
sechs aufeinander folgenden Kalenderwochen weitergezahlt werden. 
Eine Einzelfallregelung kann gemäß § 15 mit dem Jugendamt abgestimmt werden. 
Bei häufigen Ausfällen des Tagespflegekindes ist eine Klärung durch die Kinderta-
gespflegeperson mit den Erziehungsberechtigten erforderlich.  
 

(10) Fortbildungen 

 
Die Kindertagespflegeperson erhält für die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen 
pro Kindergartenjahr einen einmaligen Zuschuss bis zu einer Höhe von 50,00 € (sie-
he § 6 Abs. 10). 
 
Sollten die erforderlichen Fortbildungsnachweise nicht bis zum Ende des Kindergar-
tenjahres vorgelegt werden, kann nach Absprache mit der Fachberatung der Nach-
weis noch mit einer Fristverlängerung bis zum 31.10. erfolgen. Sollten auch dann 
keine Nachweise vorliegen, kann eine 10%ige Kürzung der laufenden Geldleistung 
ab dem 01.11. bis zum Nachweis einer Fortbildungsteilnahme erfolgen. 
Für Kindertagespflegepersonen, die erstmalig nach ihrer Qualifizierung eine Pflege-
erlaubnis erhalten, entfällt im ersten Kindergartenjahr die Fortbildungspflicht. 
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(11) Kündigung 

 
Die laufende Geldleistung endet im Falle einer Kündigung des Betreuungsvertrages 
mit dem letzten Betreuungstag. 
Eine ausgesprochene Kündigung des Betreuungsvertrages ist dem Jugendamt un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 

§ 10 Aufwendungen für Versicherungen  

(1)  Sozialversicherung 

 
Die Kindertagespflegeperson hat einen Anspruch auf die hälftige Erstattung der an-
gemessenen Sozialversicherungsbeiträge, die sich aus der Erzielung von Einnah-
men aus der öffentlich geförderten Kindertagespflege gem. § 23 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
SGB VIII ergeben. Nach Vorlage des Beitragsbescheides erhält die Kindertagespfle-
geperson monatliche Abschlagzahlungen, die mit dem Tagespflegeentgelt überwie-
sen werden.  

  
Wird ein Kind durch eine Kindertagespflegeperson im Haushalt des Kindes betreut 
und zahlen die Erziehungsberechtigten im Rahmen des Anstellungsverhältnisses 
Beiträge zur Sozialversicherung, so werden diese hälftig an die Erziehungsberechtig-
ten erstattet. 
 

(2)  Unfallversicherung 

 
Die Aufwendungen zur gesetzlichen Unfallversicherung bei der Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) werden für die Zeit, in der 
eine laufende Geldleistung durch das Jugendamt erbracht wird, in angemessener 
Höhe (orientiert an den Jahreseinnahmen aus der Kindertagespflegetätigkeit) erstat-
tet. Nach Vorlage des Beitragsbescheides erhält die Kindertagespflegeperson mo-
natliche Abschlagzahlungen, die mit dem Tagespflegeentgelt überwiesen werden.  
 

(3) Beiträge für die Altersvorsorge  

 
Diese Aufwendungen werden für die Zeit, in der eine laufende Geldleistung durch 
das Jugendamt erbracht wird, hälftig erstattet. Kindertagespflegepersonen sind 
grundsätzlich nach § 2 Nr. 2 SGB VI als selbstständig Tätige versicherungspflichtig in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Aufgrund der gesetzlichen Versicherungs-
pflicht werden ausschließlich diese Beiträge hälftig erstattet.  
Weist die Kindertagespflegeperson nach, dass sie nicht gesetzlich rentenversiche-
rungspflichtig ist, wird maximal der Beitragssatz hälftig erstattet, der aufgrund der 
Einkünfte aus öffentlich geförderter Kindertagespflege in der gesetzlichen Renten-
versicherung zu zahlen wäre, und zwar längstens bis zum Erreichen des gesetzli-
chen Rentenalters. Anerkannt werden Kapital-, Lebens- und Rentenversicherungs-
verträge, sowie Sparverträge, die nicht beleihbar, pfändbar und übertragbar sind und 
frühestens mit Vollendung des 60. Lebensjahres zur Auszahlung gelangen. 
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(4) Beiträge für die Kranken-und Pflegeversicherung  

 
Diese Aufwendungen werden für die Zeit, in der eine laufende Geldleistung gewährt 
wird, hälftig erstattet. Als selbstständig Tätige können Kindertagespflegepersonen 
entweder freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung oder privat krankenversi-
chert sein. Als angemessen werden die Pflichtbeiträge in der gesetzlichen Kranken-
versicherung anerkannt und hälftig erstattet. Ist die Kindertagespflegeperson privat 
krankenversichert, wird maximal der Beitragssatz hälftig erstattet, der bei der gesetz-
lichen Krankenkasse aufgrund der Einkünfte aus öffentlich geförderter Kindertages-
pflege zu zahlen wäre. 
Auch die Zusatzbeiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung werden hälftig 
übernommen. 
 

§ 11 Erstattung von Qualifizierungskosten 

 
Seit dem 01.08.2020 werden die Kosten für einen absolvierten 300 UE umfassenden 
Qualifizierungskurs nach dem kompetenzorientierte Qualifizierungshandbuch Kinder-
tagespflege (QHB) in Höhe von 2.000,00 € für jede angehende Kindertagespflege-
person vom Land Nordrhein-Westfalen bezuschusst. Der Zuschuss wird an die Bil-
dungsträger weitergeleitet. Eine weitere Kostenübernahme erfolgt daher nicht. 
 
Beiträge für Nachqualifizierungen können im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel für Kindertagespflegepersonen, die im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendam-
tes Düren tätig sind, mit der erstmaligen Vermittlung eines Kindes oder bei bereits 
bestehendem Kindertagespflegeverhältnis einmalig zur Hälfte erstattet werden. 
 

§ 12 Zuzahlungen der Eltern  

 
Gemäß § 51 Abs. 1 Satz 3 KiBiz darf die Kindertagespflegeperson für Kinder, die 
vom Jugendamt gefördert werden, keine weitere Zuzahlung für die Betreuung von 
den Erziehungsberechtigten verlangen.  
 
Eine angemessene Kostenerstattung für Verpflegung kann mit den Erziehungsbe-
rechtigten gemäß § 51 Abs. 1 Satz 5 KiBiz vereinbart werden. Diese muss den Er-
ziehungsberechtigten transparent schriftlich dargelegt werden. 
 

§ 13 Elternbeitrag 

 
Für die Inanspruchnahme der Kindertagespflege wird von den Erziehungsberechtig-
ten gemäß der derzeit gültigen Satzung des Kreisjugendamtes Düren über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes Düren ein El-
ternbeitrag erhoben. 
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§ 14  Datenerhebung/ Datenschutz  

 
Die Träger der freien Jugendhilfe erheben alle zur Erfüllung des Auftrages nach dem 
SGB VIII erforderlichen Daten über die Kindertagespflegepersonen und Erziehungs-
berechtigten bzw. Personensorgeberechtigten des zu betreuenden Kindes und teilen 
sie dem Jugendamt mit. Die freien Jugendhilfeträger behandeln sämtliche Daten ver-
traulich und geben sie nicht an unbefugte Personen weiter oder machen sie diesen 
zugänglich. Dasselbe gilt für die Daten, von denen die Kindertagespflegepersonen in 
Ausübung ihrer Betreuungstätigkeit Kenntnis erlangt haben. 
 

§ 15 Einzelfallregelungen 

 
Das Jugendamt ist berechtigt, für Fälle, die in dieser Satzung nicht ausdrücklich ge-
regelt sind, Einzelfallregelungen im Sinne dieser Satzung und geltender gesetzlicher 
Regelungen zu treffen. 
 

§ 16 Inkrafttreten 

 
Die Satzung des Kreises Düren über die Förderung von Kindern in der Kindertages-
pflege tritt zum 01.08.2024 in Kraft. 
 
Gleichzeitig treten die Richtlinien des Kreises Düren über die Förderung von Kindern 
in Kindertagespflege gemäß §§ 23, 24 SGB VIII i. V. m. § 21 Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz), die zum 01.08.2020 in Kraft getreten sind, außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Landrat hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis Düren vorher gerügt   

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel gibt. 

 
 
Düren, den 21.06.2024 
 
 
 
 
 
_______________________ 
 
Wolfgang Spelthahn 
Landrat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


